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Die FDP hat die vergangenen
Wahlen verloren. Jetzt will Prä-
sident ThierryBurkart die Partei
inhaltlich neu aufstellen, um bei
einer breiteren Wählerschaft zu
punkten.Dazu nimmt er sich des
ebenso beliebten wie umstritte-
nen Bildungsthemas an. Burkart
will seine FDP als Partei der Bil-
dung positionieren und präsen-
tiert derDelegiertenversammlung
am kommenden Samstag ein
neues Papier zur Volksschule.
Darin sind rund 20 Forderungen
aufgelistet, wie die Schule aus
Sicht der FDP reformiertwerden
müsste.

Thierry Burkart, die Volks-
schule ist amAnschlag –
so überschreiben Sie das
neue Bildungspapier der FDP.
Was bringt Ihre Partei zu
dieserDiagnose?
Die Gesellschaft erwartet immer
mehr von der Volksschule. Viele
Probleme undTrendswerden in
die Klassenzimmergetragen.Das
müssen wir stoppen. Der Kern
der Schule ist der Bildungsauf-
trag, die Schülerinnen und Schü-
ler sollen Grundkompetenzen er-
werben.Das ist heute nichtmehr
gewährleistet: Das Bildungs-
niveau ist in den letzten Jahren
gesunken.

Sie sprechen die Ergebnisse
der Pisa-Studie an.
Genau. Ein Viertel der Jugendli-
chen, die aus der Volksschule
kommen, kann zwarAlltagstexte
lesen, versteht sie aber nicht.
Ausserdem bestehen erhebliche
Mängel bei derGrundkompetenz
«Schreiben».Auch in derMathe-
matik sind die Leistungen zu-
rückgegangen. Die Qualität un-
serer Volksschule ist zwar nicht
schlecht, die Tendenz ist jedoch
besorgniserregend.Die FDPwill,
dass ein sozialer Aufstieg über
ein gutes Bildungsniveau mög-
lich bleibt. Es ist deshalb an der
Zeit, einige Fehlentwicklungen
zu korrigieren.

Dass die Grundkompetenzen
leiden, ist auch die Schuld
der Politik. Sie verbürokratisiert
die Schulemit immer neuen
Reformen.
Richtig – und daher ist es auch
an der Politik, Gegensteuer zu
geben. Die Schulen sindmit den
überbordenden Reformen über-
fordert. Als wichtigste Schul-
reform braucht es nun die Besin-
nung auf die Kernaufgabe. Nur
so kann Ruhe einkehren.Der Fo-
kus muss dabei auf der Vermitt-
lung derGrundkompetenzen lie-
gen. Das würde auch den Lehr-
berufwieder attraktivermachen.

Waswürde eine solche grosse
Schulreform beinhalten?
Einwichtiger Bestandteil derRe-
formwäre einMarschhalt bei der
integrativen Schule. Sie ist ge-
scheitert. Das sieht gemäss einer
Umfrage des Lehrerinnenvereins
Baselland auch dieMehrheit der
Lehrkräfte so.Die lernschwachen
Kinderwerden benachteiligt, der
Regelunterricht behindert und
die starken Schülerinnen und
Schülervernachlässigt. Die hohe
Anzahl Fachpersonen bringt Un-
ruhe in die Klassenzimmer. Und
die vielenAbklärungen undThe-

rapien führen zu einer Patholo-
gisierung der Kinder.

Das Problem ist doch nicht
die Inklusion beeinträchtigter
Kinder an und für sich, sondern
die Bedingungen, unter denen
sie stattfindet. Die Politik hat zu
wenigMittel dafür gesprochen,
dass der Unterricht adäquat
durchgeführtwerden könnte.
Fakt ist, dass in denRegelklassen
zu viele Sonderfälle integriert
werden. Das ist organisatorisch
und finanziell nicht mehr zu
stemmen. Heute erreichen viele
Kinder trotz hohemBetreuungs-
aufwand die Bildungsziele nicht.
Deswegen müssen wir zu ge-
ordneten Klassenverbändenmit
weniger Bezugspersonen zu-
rückkehren.

Die Inklusion basiert aber auf
einemVerfassungsartikel.

DieVerfassung verbietet die Dis-
kriminierung wegen Behinde-
rung. Gerade deshalbwollenwir
Schülerinnen und Schüler mit
besonderen Bedürfnissen geziel-
ter fördern. In separaten Klassen
könnte adäquater auf ihren Lern-
bedarf eingegangenwerden.Das
würde sowohl dasNiveau der be-
troffenen Kinder als auch jenes
der anderen Kinder in der Regel-
klasse erhöhen.

Sind die zunehmenden
Verhaltensauffälligkeiten
nicht auch ein Symptom
unserer Leistungsgesellschaft?
Weil viele Kinder nichtmit
demDruck umgehen können?
InmanchenGesellschaftskreisen
ist der Druck übermässig, in an-
deren inexistent. Für die Lehr-
kräfte ist es schwierig, beides
aufzufangen. Wir dürfen aber
den Kindern nicht vormachen,

dass Leistung nicht wichtig ist.
Sie müssen lernen, mit Erfolg
undMisserfolg umzugehen.Des-
wegen fordern wir, dass Noten
erhalten bleiben.

Damitwidersprechen Sie
derWirtschaft: Diese kritisiert
Noten als zu ungenau
und fordert alternative
Bewertungsmodelle.
Ich glaube nicht, dass lange Pro-
satexte aussagekräftiger sind als
Noten. In Kombination mit No-
ten kann eine schriftliche Aus-
führung Sinn machen – aber si-
cher nicht als Ersatz.

Die FDPmöchte nicht
nur Sonderklassen für
beeinträchtigte Kinder, sondern
auch für fremdsprachige.
Damitwürden Sie einen
grossenTeil der Kinder von
der Regelklasse ausschliessen.

Wir sind überzeugt, dass eine ge-
meinsame Sprache die zentrale
Voraussetzung für die Integrati-
on und den Lernerfolg ist. Er-
halten fremdsprachige Kinder
zuerst intensive Deutschkurse,
bevor sie in die Regelklasse kom-
men, nimmt dort die Sprach-
kompetenz bei allen Kindern zu.
Die fremdsprachigen Kinder
könnenmithalten und scheitern
nicht auch in anderen Fächern
wegen der mangelnden Sprach-
kompetenz. Und den Lehrkräf-
ten wird der Unterricht massiv
erleichtert.

DasWohl der Lehrkräfte
scheint der FDPbesonders
wichtig zu sein. Gewisse
Zustände in den Klassen-
zimmern seien unhaltbar,
schreiben Sie.Wasmeinen
Sie damit?
Die Lehrerinnen und Lehrerver-
dienen Respekt. Umso stossen-
der ist es, dass Beschimpfungen,
Bedrohungen und Einschüchte-
rungen in den Schulen massiv
zugenommen haben. Eine Um-
frage des Lehrerdachverbands
zeigt erschreckende Zahlen.Die-
se Zustände sind unhaltbar.

Was schlagen Sie zum Schutz
der Lehrerinnen vor?
Es braucht harte Sanktionen ge-
gen fehlbare Schülerinnen und
Schüler, aber auch Konsequen-
zen, wenn deren Eltern sich in-
akzeptabel verhalten.Damitmei-
ne ich zum Beispiel Versetzun-
gen.ZudemmüssenMeldestellen
für betroffene Schulen errichtet
werden.Wir dürfen nicht taten-
los zuschauen, bis es bei uns zu
extremen Situationen wie in
Frankreich kommt, wo die Leh-
rer teilweise an Leib und Leben
bedroht sind.

Gleichzeitig stellen Sie auch
Forderungen: Siewollen,
dass die Lehrerschaft vermehrt
Vollzeit arbeitet.Wiewollen
Sie das erreichen?
Wir stellen uns einerseits Min-
destvorgaben bei den Pensenvor.
Der Kanton Genf schreibt bereits
heutemindestens 50 Prozent vor
– und fährt gut damit. Auch in
Zürich sollen dieMindestpensen
steigen. Andererseits braucht es
Anreize, indem Lehrerinnenmit
höheren Pensenmehrverdienen
oder zusätzliche Ferien erhalten.

Kleine Pensen erleichtern
vielen Lehrkräften die
Vereinbarkeit von Beruf
und Familie.
Die Vereinbarkeit ist für uns
wichtig. Aber wir wollen nicht,
dass sie auf Kosten des Gesamt-
systems geht. Kleine Pensen er-
schweren den Schulbetrieb und
verschärfen den Fachkräfteman-
gel. In der Primarschule fehlt da-
durch oft eine klare Bezugsper-

son. Dabei wirkt diese für die
Kinder als eigentlicher Leitstern
im Schulzimmer. Oberstes Ziel
jeder Schulstunde muss es doch
sein, im Kind die Freude amLer-
nen zu wecken. Das ist der Mo-
tor für das lebenslange Lernen.

Sie haben eingangs betont,wie
wichtig die Grundkompetenzen
sind.Woraufwürde die FDP
konkret zugunsten von
Lesen, Schreiben undMathe
verzichten?
Neben diesen drei Grundkompe-
tenzenmüssen die Schülerinnen
und Schüler auch unser politi-
sches System verstehen und die
historischen Hintergründe ken-
nen.Nur sowerden siemündige
Bürger, die am politischen Sys-
tem teilhaben können.

Das ist aber keine Reduktion
der Inhalte, sondern
einAusbau.
Frühfranzösisch und Früheng-
lisch erzielen zu schlechte Ergeb-
nisse, stattdessen leidet die Erst-
sprache derKinder.DerAufwand
lohnt sich auch langfristig nicht.
Wir sollten diese Fächer auf Pri-
marstufe abschaffen und erst in
der Sek mit den Fremdsprachen
beginnen.

Über Frühfranzösisch
hat die Schweiz lange und
leidenschaftlich gestritten –
diese Forderung dürfte einen
Aufschrei geben.
Dazu gibt es in unsererPartei un-
terschiedliche Haltungen, es ist
daher noch nicht sicher, ob die
Forderung im Papier bleibt.Was
aber klar ist: In den Bereichen
Staatskunde und Geschichte
wurde in den letzten Jahren teil-
weise abgebaut, weil die Stun-
denzahlen reduziert und Fächer
zusammengelegt wurden. Diese
Sammelfächer könnte man zu-
gunsten derGrundkompetenzen
reduzieren. Das würde auch die
ideologische Beeinflussung ver-
ringern.

Ein harterVorwurf –
dasmüssen Sie belegen.
Heute werden in den Schulen
teilweise fragwürdige Ideologien
und woke Weltanschauungen
verbreitet. In offiziellen Lehrmit-
telnwird zum BeispielWerbung
für die Gewerkschaft Unia ge-
macht. Oder die Kinder müssen
korrekt geschriebene Texte in
gendergerechte Sprache «über-
setzen».Das geht einfach zuweit
– die schulischen Inhalte müs-
sen sorgfältiger auf ihre Ausge-
wogenheit geprüft werden. Die
Schülerinnen und Schüler sollen
sich ihre eigene Meinung bilden
können.

Wiewill die FDPnun all diese
Forderungen umsetzen? Planen
Sie koordinierte kantonale
Vorstösse oder eine Initiative?
Wir suchen zuerst parteiintern
einen schweizweiten Konsens
über die Grundprinzipien der
Volksschule. Dann setzenwir die
Strategie auf kantonaler Ebene
um.Dazuwerdenwir koordinier-
teVorstösse einreichen. Schliess-
lich sind wir die Bildungspartei
schlechthin. Wir haben bereits
1830 in jenen Kantonen, in de-
nen wir in der politischen Füh-
rung waren, die unentgeltliche
Volksschule für alle eingeführt.

«Die integrative Schule ist gescheitert»
Thierry Burkart Der FDP-Präsident will seine Partei mit einem neuen Papier als Bildungspartei positionieren.
Im Interview sagt er, was sich in der Volksschule ändern muss.

«Heute werden in den Schulen teils fragwürdige Ideologien verbreitet», findet Thierry Burkart (48),
der seit drei Jahren die FDP Schweiz präsidiert. Foto: Franziska Rothenbühler

«Heute werden
in den Schulen
teilweise
fragwürdige
Ideologien
verbreitet.»
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Ein Buch, über das Susanne
Wille gern spricht, heisst: «Die
angstfreie Organisation». Es
ist ein Managementratgeber,
verfasst von derProfessorinAmy
C. Edmondson. Gut möglich,
dassWille das Buch geradewie-
der aus dem Regal nimmt. Im
November tritt sie die Stelle als
SRG-Generaldirektorin an. Und
schon jetzt ist klar: Der Start
wird ungemütlich.

Gestern hat Medienminister
Albert Rösti bekannt gegeben,
dass der Bundesrat gegen alle
Widerstände am Plan festhalte,
die Serafe-Haushaltsgebührvon
335 auf 300 Franken zu senken.
Dies in zwei Etappen in den Jah-
ren 2027 und 2029. Weiter wird
die Abgabe für kleine und mitt-
lere Unternehmen gestrichen.

So will die Regierung die
Chancen derwesentlich schärfe-
renHalbierungsinitiative schmä-
lern. DasVolksbegehren, das von
Exponenten der SVP und der
Jungfreisinnigen lanciertwurde,
kommt voraussichtlich im über-
nächsten Jahr an die Urne. Eswill
die Abgabe für Privathaushalte
auf 200 Franken jährlich redu-
zieren und alle Unternehmenvon
der Abgabepflicht befreien.

Schon ab 2025 gibt
es weniger Geld
Der Bundesrat lehnt die Initiati-
ve ab, wie er gestern bekräftigt
hat. Die Folgen für das Angebot
der SRG und ihreVerankerung in
den Sprachregionen wären aus
seiner Sicht «zu schwerwie-
gend». 35 Frankenweniger – das
geht hingegen aus Sicht der Re-
gierung.

Neben derGebührenfrage und
der Position zur Halbierungsin-
itiative hat sich der Bundesrat
auch mit einem vermeintlichen
Detail beschäftigt, das für die
SRG allerdings schmerzhafte
Konsequenzen hat: Schon ab
nächstem Jahr soll der SRG der
Teuerungsausgleich nicht mehr
(oder nicht mehr «vollumfäng-
lich») gewährt werden.

Letztes Jahr beispielsweise er-
hielt die SRG zusätzlich zu den
1,25 Milliarden Franken Gebüh-
ren 69 Millionen Franken Teue-
rungsausgleich. Auch für das
Auslandangebot, also die Inter-
netplattform Swissinfo sowie für
die Fernsehsender 3sat undTV5
Monde, steht künftig etwas we-
niger Geld zur Verfügung.

Es ist mit einem
Stellenabbau zu rechnen
Für SusanneWille bedeutet dies,
dass sie gleich mit einem Spar-
auftrag in den neuen Job startet.
Sie sagte nach ihrer Wahl zur
Generaldirektorin im Mai, falls
der Bundesrat eine Reduktion
der Gebühren verordne, sei das
«zu akzeptieren und zu respek-
tieren».

Bereits als der Bundesrat sei-
ne Pläne ein erstes Mal skizzier-
te, rechnete die SRGvor, dass sie
künftig pro Jahr rund 240 Milli-
onen Franken weniger zur
Verfügung haben werde, dies
entspreche demAbbau von rund
900 Stellen. Der Bundesrat geht
von geringeren Ausfällen aus,
auch er rechnet aber damit, dass
es nicht ohne Entlassungen ge-
henwird.Dadurch, dass derTeu-

erungsausgleich per 2025 ganz
oder teilweisewegfällt und auch
die Werbeeinnahmen weiter
rückläufig sind,müssen dieVer-
antwortlichen nun rasch erste
Entscheidungen treffen.

SRG-Sprecher Edi Estermann
sagt: «Unsere designierte Gene-
raldirektorin Susanne Wille ist
bei derlei strategisch relevanten
Geschäften natürlich mit invol-
viert.» Formell hat jedoch bis
Ende Oktober Gilles Marchand,
der amtierende SRG-Chef, das
Sagen.

Initiative ist laut Umfrage
mehrheitsfähig
Klar ist, dass esmit Sparen allein
nicht getan ist. Das Schweizer
Radio und Fernsehen muss sich
auch inhaltlich neu ausrichten.
Per 2029wird eine neue Konzes-
sion in Kraft treten. Die Eck-
punkte hat derBundesrat bereits
definiert.Vor denMedien bekräf-
tigte Rösti gestern noch einmal:
Die SRG solle ihren Fokus künf-
tig stärker auf die Bereiche In-
formation, Kultur und Bildung
legen. Weniger wichtig werden
Unterhaltung und Sport – dort
soll die SRG nurnoch bieten,was
private Medienanbieter nicht zu
leisten vermögen.

Weil SusanneWille noch nicht
im Amt ist, beantwortet sie der-
zeit auch keineMedienanfragen.
Was sie gefragt werden würde,
ist klar: Bereits die Pressekonfe-
renz nach ihrerWahl stand ganz
im Zeichen der bevorstehenden

Service-public-Debatte.Wille be-
tonte, die SRGwolle die privaten
Medienhäuser nicht konkurren-
zieren.

Für das Schicksal der SRG
wird nun entscheidend sein,wie
sich die Dynamik in Bevölkerung
und Parlament entwickelt. Ge-
mäss einerBefragungvonTame-
dia und «20Minuten» hätten im
letzten Herbst rund sechs von
zehn Stimmberechtigten Ja ge-
sagt zur Initiative.

Allerdings ist auch die No-
Billag-Initiative,welche die Ra-
dio- undTV-Gebühren ganz ab-
schaffenwollte, einstmit guten
Zustimmungswerten gestartet.
AmEnde lehnte das Stimmvolk
sie an der Urne im März 2018
mit über 70 Prozent Nein-Stim-
men ab. In keinem einzigen

Kanton fand das Anliegen eine
Mehrheit.

Manche leiten daraus ab, dass
ein Ständemehr auch bei der
Halbierungsinitiative nicht zu
erreichen seinwird. Nach dieser
Logik ist eine Ablehnung so gut
wie sicher. Allerdings hat sich
das Umfeld in den vergangenen
Jahren verändert. Der Medien-
konsum hat sich weiter gewan-
delt, ebenso wie die politische
Stimmung im Land.

Pfister befürwortet
Gegenvorschlag
Während die FDP die No-Billag-
Initiative noch klar abgelehnt
hatte, gibt es nun in der Partei
viele Sympathien für die Gebüh-
renreduktion auf 200 Franken.
FDP-Chef Thierry Burkart sagt,
der Meinungsbildungsprozess
sei noch nicht abgeschlossen.
Klar sei jedoch, dass man einen
Gegenvorschlag anstreben wer-
de, der alle Unternehmen im
Land von der Abgabe befreie.

Dasselbe Ziel formuliert Mit-
te-Präsident Gerhard Pfister, der
in derVergangenheit immerwie-
dermit einem Ja zur Initiative ge-
flirtet hatte. Auf Anfrage bekräf-
tigt er, was er unlängst schon
dem «Blick» gesagt hatte: Sollte
kein Gegenvorschlag zustande
kommen, überlege er sich, der
Initiative zuzustimmen.

DerMitte-Chef betont jedoch,
dies sei seine eigeneHaltung.Be-
kanntlich gibt es in der Partei
auch glühende Verteidiger der

SRG. Pfister schätzt, dass «rund
ein Viertel bis ein Drittel der
Fraktion» seine Position teile, die
Mehrheit sehe es anders. Zu die-
ser gehört der Bündner Martin
Candinas. Für ihn wäre es ein
«Super-GAU», würde das Parla-
ment zusätzlich zu Röstis Ge-
bührensenkung noch einen Ge-
genvorschlag beschliessen. Dies
würde unweigerlich «zu einem
Kahlschlag bei der SRG führen».

Über dieWahl SusanneWilles
zur Generaldirektorin sagt Mit-
te-Chef Pfister, es «helfe der SRG
sicher», die ehemalige Modera-
torin an der Spitze zu haben.Tat-
sächlich war die «Turnhallen-
tauglichkeit» derAargauerin ein
Argument, das häufig vorge-
bracht wurde, wenn es um die
Besetzung des Chefpostens bei
der SRG ging.Anderen aussichts-
reichen Kandidatinnenwie SRF-
Chefin Nathalie Wappler oder
dem Geschäftsleitungsmitglied
Bakel Walden schrieben Beob-
achter weniger Popularität zu.

Angespannte Stimmung
bei der SRG
Weitestgehend erledigt hat sich
mit den aktuellen Entscheiden
des Bundesrats die Frage, ob zu-
erst über den inhaltlichen Ser-
vice-public-Auftrag der SRG ge-
sprochenwerdenmuss und dann
die Finanzen geklärt werden –
oder umgekehrt. Während die
Medienpolitiker aller Parteien für
Ersteres plädierten und deshalb
eine Gebührensenkung zum jet-

zigen Zeitpunkt ablehnten, be-
harrte Bundesrat Rösti auf der
umgekehrten Reihenfolge.

Für die Befürworter einer
starken SRG ist der Entscheid
unverständlich. Rösti «röste»
den Journalismus, kalauert die
Operation Libero in einerMittei-
lung. Und auch für die Allianz
Pro Medienvielfalt ist klar: «Mit
diesem Entscheid fügt der Bun-
desrat der SRG einen schweren
Schaden zu.»

Belastend ist die Situation für
viele der rund 7000Mitarbeiten-
den der SRG. Die Stimmung im
Leutschenbach ist angespannt,
wie zu vernehmen ist. Doch Su-
sanne Wille, die im letzten De-
zember eineManagementausbil-
dung in Lausanne abgeschlossen
hat,wird damit umzugehenwis-
sen. In einer Kolumne schwärm-
te sie einst vom Konzept der
«psychologischen Sicherheit»,
das im Buch «Die angstfreie Or-
ganisation» im Zentrum steht.

Das Konzept erlaube es
Mitarbeitenden, «bohrende
Fragen» zu stellen und «Kritik
an Strukturen» vorzubringen,
ohne Angst, deswegen abge-
stempelt zu werden, so Wille.
Die Aufgabe der Chefinnen sei
es, dafür zu sorgen, dass weni-
ger Energie in Machtkämpfe,
dafürmehrEnergie ins gemein-
same Ziel fliesse.Abschliessend
zitierte Wille den römischen
Philosophen Seneca: «Wir ha-
ben nicht zuwenig Zeit,wirver-
schwenden zu viel davon.»

SusanneWille muss Leute entlassen
Gebühren Trotz Widerstand senkt Medienminister Albert Rösti die Medienabgabe von 335 auf 300 Franken.
Die neue SRG-Chefin startet also gleich mit einem Sparauftrag.

Albert Rösti
«röste» den
Journalismus,
kalauert
die Operation
Libero in einer
Mitteilung.

Steht vor einer anspruchsvollen Aufgabe: Susanne Wille, designierte Generaldirektorin der SRG. Foto: Alessandro della Valle (Keystone)


